
Einzelunternehmer

Reform des Handelsbilanzrechts zum 
01.01.2010
Verpflichtend sind die Vorschriften erst-
malig für Geschäftsjahre, die nach dem 
31.12.2009 beginnen, anzuwenden. Da-
mit wurde die Anwendung im Vergleich 
zum Regierungsentwurf auf Grund des 
langwierigen Gesetzgebungsverfahrens 
um ein Jahr verschoben. Unternehmen 
können, insbesondere bei abweichen-
dem Geschäftsjahr, die Neuregelungen 
freiwillig vorzeitig, und zwar auf nach 
dem 31.12.2008 beginnende Geschäfts-
jahre, anwenden, jedoch nur insgesamt. 
Eine nur teilweise vorzeitige Anwendung 
ist ausgeschlossen.
	 Die begünstigenden Vorschriften, also 
die Befreiung von der Buchführungs- 
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pflicht und die Heraufsetzung der Schwel- 
lenwerte, können schon für nach dem 
31.12.2007 beginnende Geschäftsjahre 
angewandt werden.
	 Aufwendungen und Erträge aus der 
erstmaligen Anwendung der neuen 
Vorschriften müssen erfolgswirksam in 
der Gewinn- und Verlustrechnung er-
fasst werden. Eine erfolgsneutrale Bi-
lanzierung ist nur möglich, soweit dies 
ausdrücklich angeordnet wird. Ergeben 
sich also aus der Anwendung der Über-
gangsvorschriften Aufwendungen und 
Erträge, die nicht unmittelbar mit den 
Gewinnrücklagen verrechnet bzw. in 
die Gewinnrücklagen eingestellt wer- 
den dürfen, sind diese in der Gewinn- 
und Verlustrechnung unter den Posten 
„Außerordentliche Aufwendungen“ bzw. 
„Außerordentliche Erträge“ anzugeben. 

Anhebung der Schwellenwerte 
für handelsrechtliche Bilanzierungs-
pflicht
Die bisher bestehende Verknüpfung 
zwischen der Kaufmannseigenschaft 
und der daran anknüpfenden Verpflich-
tung zur handelsrechtlichen Buch-
führungspflicht wird teilweise aufge-
geben. Einzelkaufleute können ihre 
Rechnungslegung auf eine Einnahmen-
Überschuss-Rechnung beschränken, 
wenn an den Abschlussstichtagen von 
zwei aufeinander folgenden Geschäfts-
jahren nicht mehr als 500.000 € Um-
satzerlöse und 50.000 € Jahresüber- 
schuss erzielt werden.
	 Die neuen Schwellenwerte gelten 
erstmals für Jahresabschlüsse für das 
nach dem 31. Dezember 2007 begin-
nende Geschäftsjahr. Für die Beurtei-
lung, ob am 31. Dezember 2008 die 
Schwellenwerte an zwei aufeinander 
folgenden Abschlussstichtagen über- 
oder unterschritten sind, sind zum 31. 
Dezember 2007 und zum 31. Dezem-
ber 2006 bereits die erhöhten Schwel-
lenwerte anzuwenden.

Aktivierung des entgeltlich erworbe- 
nen Geschäfts- oder Firmenwerts
Künftig wird der entgeltlich erworbe-
ne Geschäfts- oder Firmenwert durch 
Fiktion zum zeitlich begrenzt nutzba-
ren Vermögensgegenstand erhoben 
und damit aktivierungspflichtig. Er ist 
in Höhe des Unterschiedsbetrages 
anzusetzen, um den die für die Über- 
nahme eines Unternehmens bewirkte 
Gegenleistung den Wert der einzelnen 
Vermögensgegenstände abzüglich der 
Schulden im Zeitpunkt der Übernah-
me übersteigt. Bisher dürfen Unter-
nehmen einen entgeltlich erworbenen 
Geschäfts- oder Firmenwert entweder 
ganz oder teilweise ansetzen oder so-
fort aufwandswirksam erfassen.
	 Soweit Unternehmen den Ge-
schäfts- oder Firmenwert über mehr 
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als fünf Jahre planmäßig abschreiben 
wollen, müssen sie im Anhang dar-
legen, aus welchen Gründen dieser 
länger als fünf Jahre genutzt werden 
kann. Ein Hinweis auf die steuerlichen 
Vorschriften genügt nicht, denn die 
handelsrechtliche Nutzungsdauer ist 
unabhängig vom Steuerrecht zu beur-
teilen.
	 Die Neuregelung gilt für Erwerbe 
in nach dem 31.12.2009 beginnenden 
Geschäftsjahren.

Gesetzliche Verankerung der wirt-
schaftlichen Zurechnung
Bisher gab es nur einzelne Bestimmun- 
gen, die die Anwendung des Prinzips 
der wirtschaftlichen Zurechnung auf 
Einzelfälle beschränkten. Das wird nun 
geändert. Es bleibt bei dem Grund-
satz, dass der handelsrechtliche Voll- 
ständigkeitsgrundsatz auf das rechtli- 
che Eigentum abstellt. Nur wenn ein 
Vermögensgegenstand wirtschaftlich ei- 
nem anderen als dem rechtlichen Ei- 
gentümer zuzurechnen ist, ist er bei dem 
anderen (wirtschaftlichen) Eigentümer 
zu bilanzieren. Die wirtschaftliche Zu- 
rechnung ist anhand der Verteilung 
der Chancen und Risiken zu beurteilen, 
die aus dem zu bilanzierenden Vermö-
gensgegenstand erwachsen. Es er- 
geben sich keine Veränderungen des 
bisherigen Rechtszustandes. Die von 
der Rechtsprechung erarbeiteten Beur-
teilungskriterien behalten ebenso ihre 
Bedeutung, wie beispielsweise die 
steuerlichen Leasingerlasse.

Verrechnung von Vermögensgegen-
ständen und Schulden
Künftig können Vermögensgegenstän-
de, die ausschließlich der Erfüllung von 
Schulden aus Altersvorsorgeverpflich-
tungen oder vergleichbaren langfristi-
gen Verpflichtungen dienen, mit diesen 
Schulden verrechnet werden. Entspre-
chendes gilt für die aus den Vermö-
gensgegenständen und den Schulden 
erwachsenden Aufwendungen und 
Erträge aus der Abzinsung und dem zu 
verrechnenden Vermögen.
	 Die Vermögensgegenstände müs-
sen dem Zugriff aller Gläubiger entzo- 
gen sein. Folglich können nur unbe- 

lastete Vermögensgegenstände zur 
Verrechnung herangezogen werden. 
Die Vermögensgegenstände müssen 
zudem so isoliert werden, dass sie 
im Fall einer Insolvenz des Unterneh-
mens dem Zugriff aller übrigen Unter-
nehmensgläubiger, mit Ausnahme der 
Gläubiger der Altersvorsorgeverpflich-
tungen oder vergleichbaren langfristig 
fälligen Verpflichtungen, entzogen sind. 
Die Vermögensgegenstände dienen 
nur dann ausschließlich der Erfüllung 
von Schulden aus Altersvorsorgever- 
pflichtungen oder vergleichbaren lang-
fristigen Verpflichtungen, wenn sie je- 
derzeit zur Erfüllung dieser Schulden 
verwendet werden können. Das ist 
beispielsweise bei betriebsnotwendi-
gem Anlagevermögen nicht der Fall.
	 Übersteigt der beizulegende Wert 
der Vermögensgegenstände den Wert 
der Schulden, kann der übersteigen-
de Betrag unter einem gesonderten 
Posten „Aktiver Unterschiedsbetrag 
aus der Vermögensverrechnung“ akti-
viert werden. Da es sich nur um einen 
Verrechnungsposten handelt, der kein 
Vermögensgegenstand ist, besteht in-
soweit eine Ausschüttungssperre.
	 Unternehmen, die verrechnen, müs- 
sen die Anschaffungskosten und den 
beizulegenden Zeitwert der verrech-
neten Vermögensgegenstände sowie 
den Erfüllungsbetrag der verrechneten 
Schulden im Anhang angeben. Das 
Gleiche gilt für die Angabe der in der 
Gewinn- und Verlustrechnung verrech-
neten Aufwendungen und Erträge.

Abschaffung der umgekehrten 
Maßgeblichkeit
Die Anknüpfung des handelsrechtlichen 
Jahresabschlusses an den Grundsatz 
der umgekehrten Maßgeblichkeit wird 
aufgegeben. Die in diesem Zusam-
menhang stehenden handelsrechtli-
chen Vorschriften werden aufgehoben. 
Dabei handelt es sich um steuerliche 
Mehrabschreibungen oder steuerlich 
motivierte Abschreibungen sowie steu-
erfreie Rücklagen.
	 Steuerlich wird klargestellt, dass 
die Ausübung steuerlicher Wahlrechte, 
die von den handelsrechtlichen Bilan-
zierungsvorschriften abweichen, im han- 

delsrechtlichen Jahresabschluss nicht 
mehr nachzuvollziehen, aber in laufend 
zu führende Verzeichnisse aufzuneh-
men ist. Den Anforderungen wäre z. B. 
mit einer Ergänzung des Anlagenspie-
gels um die vorgenommenen steuer-
lichen Abschreibungen und das aus-
geübte steuerliche Wahlrecht Genüge 
getan.
	 Entsprechend fallen die bisher er-
forderlichen Anhangangaben weg.

Keine Instandhaltungsrückstellung 
mehr
Die Rückstellung für unterlassene Auf-
wendungen für Instandhaltung durfte 
gebildet werden, wenn beabsichtigt 
war, die Instandhaltung innerhalb des 
folgenden Geschäftsjahrs nachzuho-
len. Der Ausweis dieser Rückstellun-
gen führte zu einer für die Abschluss-
adressaten irreführenden Darstellung 
der Ertrags- und Vermögenslage im 
handelsrechtlichen Jahresabschluss. 
Mit der Aufhebung wird das Informati-
onsniveau des handelsrechtlichen Jah-
resabschlusses verbessert.
	 Darüber hinaus resultiert aus der 
Aufhebung der Vorschrift eine Annä-
herung der handelsrechtlichen Rech-
nungslegung an die internationale 
Rechnungslegung, denn international 
ist die Bildung von Rückstellungen für 
Innenverpflichtungen grundsätzlich nicht 
zulässig.
	 In steuerlicher Hinsicht ergeben 
sich aus der Aufhebung keine Konse-
quenzen. Das bisher bestehende han-
delsrechtliche Passivierungswahlrecht 
führte zu einem steuerlichen Passivie-
rungsverbot. Die bisher gebildeten Auf-
wandsrückstellungen können beibehal-
ten oder unmittelbar zu Gunsten der 
Gewinnrücklagen aufgelöst werden. 
Letzteres gilt nicht für Beträge, die der 
Rückstellung erst im letzten vor dem 
01.01.2010 beginnenden Geschäftsjahr 
zugeführt wurden.

Aktivierung selbst geschaffener im-
materieller Vermögensgegenstände
Das Verbot der Aktivierung selbst ge-
schaffener immaterieller Vermögens-
gegenstände des Anlagevermögens 
wird aufgehoben und durch ein Aktivie-



rungswahlrecht ersetzt und mit einer 
Ausschüttungssperre gekoppelt.
	 Marken, Drucktitel, Verlagsrechte, 
Kundenlisten und vergleichbare selbst 
geschaffene immaterielle Vermögens-
gegenstände des Anlagevermögens, 
die nicht entgeltlich erworben wurden, 
sind einer Aktivierung auch weiterhin 
nicht zugänglich, d. h. ihre Aktivierung 
ist verboten. Der Grund für diese einge-
schränkte Aufrechterhaltung des bishe-
rigen Aktivierungsverbots ist, dass den 
genannten selbst geschaffenen imma-
teriellen Vermögensgegenständen des 
Anlagevermögens Herstellungskosten 
teilweise nicht zweifelsfrei zugerech-
net werden können.
	 Auf die Forschungsphase entfal-
lende Herstellungskosten sind von der 
Aktivierung ausgeschlossen. Wann von 
der Forschungs- zur Entwicklungspha-
se übergegangen wird, ist in jedem 
Einzelfall gesondert zu beurteilen. Kann 
der Zeitpunkt des Übergangs nicht hin-
reichend nachvollziehbar und plausibel 
dargelegt werden, sind alle angefalle-
nen Aufwendungen aufwandswirksam 
zu erfassen.
	 Korrespondierend wird die Bilanz 
um die Position „Selbst geschaffene 
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte“ erweitert. Außer-
dem wird klargestellt, dass darunter 
nur entgeltlich erworbene Konzessi- 
onen, gewerbliche Schutzrechte und 
ähnliche Rechte und Werte sowie Li-
zenzen an solchen Rechten und Wer-
ten ausgewiesen werden.
	 Im Anhang müssen der Gesamt-
betrag der Forschungs- und Entwick-
lungskosten und der davon auf die 
selbst geschaffenen immateriellen Ver-
mögensgegenstände des Anlagever-
mögens entfallende Betrag angegeben 
werden.
	 Die Neuregelung gilt für die selbst 
geschaffenen immateriellen Gegenstän- 
de des Anlagevermögens, mit deren 
Entwicklung in nach dem 31.12.2009 
beginnenden Geschäftsjahren begon-
nen wird.

Rückstellungsbewertung
Rückstellungen sind künftig mit dem 
Erfüllungsbetrag zu bewerten. Damit 

wird ausdrücklich klargestellt, dass 
künftige Preis- und Kostensteigerungen 
zu berücksichtigen sind. Gleichwohl ist 
nur der nach vernünftiger kaufmänni-
scher Beurteilung notwendige Erfül-
lungsbetrag anzusetzen. Es müssen 
folglich ausreichende objektive Hinwei-
se auf den Eintritt künftiger Preis- und 
Kostensteigerungen schließen lassen.
	 Rückstellungen mit einer Rest-
laufzeit von mehr als einem Jahr sind 
verpflichtend abzuzinsen. Die Abzin- 
sung hat auf der Grundlage des durch-
schnittlichen Marktzinssatzes der ver-
gangenen sieben Geschäftsjahre, unter 
Berücksichtigung der Restlaufzeit der 
Rückstellungen und der diesen zu-
grunde liegenden Verpflichtungen zu 
erfolgen. Der Zinssatz wird von der 
Deutschen Bundesbank auf ihren In-
ternetseiten veröffentlicht.
	 Auch die Bewertung der Rückstel-
lungen für Pensionen und Anwartschaf-
ten auf Pensionen wird vereinfacht. 
Grundsätzlich ist wegen des Einzelbe-
wertungsgrundsatzes jede Pensions-
rückstellung einzeln zu bewerten, also 
auch der individuelle Abzinsungszins-
satz zu ermitteln. Nunmehr kann für 
alle Pensionsrückstellungen pauschal 
der durchschnittliche Marktzinssatz an-
gesetzt werden, der sich bei einer an-
genommenen Laufzeit von 15 Jahren 
ergibt.
	 Rückstellungen für Altersvorsorge-
verträge, bei denen sich der Umfang 
der Altersvorsorgeverpflichtung nach 
dem beizulegenden Zeitwert bestimm-
ter Wertpapiere richtet, sog. wertpa-
piergebundene Pensionszusagen, kön-
nen zum beizulegenden Zeitwert der 
Wertpapiere bewertet werden. Damit 
ist kein Pensionsgutachten mehr nötig.

Neuregelung der Steuerabgrenzung
Das bisherige GuV-orientierte Konzept 
(timing-Konzept) zur Steuerabgrenzung 
wird durch das international ge-
bräuchlichere bilanz-orientierte Kon-
zept (temporary-Konzept) ersetzt. Die 
Steuerabgrenzung orientiert sich also 
an Differenzen aus unterschiedlichen 
Wertansätzen in der Handels- und der 
Steuerbilanz, die sich künftig steuerbe- 
oder -entlastend abbauen. In die Ermitt-

lung der abzugrenzenden Steuern sind 
auch die quasi-permanenten Differen-
zen einzubeziehen. Ebenso Verlustvor- 
träge, soweit eine Verlustverrechnung 
innerhalb der nächsten fünf Jahre zu 
erwarten ist.
	 Gleichzeitig wird eine Ausschüttungs- 
sperre vorgesehen.
	 Die aktiven latenten Steuern, für 
die ein Aktivierungswahlrecht besteht, 
können unter dem Posten „Aktive la-
tente Steuern“, die passiven latenten 
Steuern sind unter dem Posten „Passi-
ve latente Steuern“ auszuweisen. Die 
Gesamtdifferenzbetrachtung ist weiter 
möglich.
	 Weil die latenten Steuern ein Son-
derposten eigener Art sind, kommt 
eine Abzinsung nicht in Betracht.
	 Im Anhang sind die ausgewiesenen 
Posten zu erläutern. Dabei ist darauf 
einzugehen, inwieweit Verlustvorträge 
oder Steuergutschriften bei der Be-
rechnung der abzugrenzenden Steuern 
berücksichtigt wurden.
	 Die ausgewiesenen Posten sind 
aufzulösen, sobald die Steuerbe- oder 
-entlastung eintritt oder mit ihr nicht 
mehr zu rechnen ist.
	 Kleine Kapitalgesellschaften sind von 
der Verpflichtung zur Ermittlung und 
zum Ausweis der latenten Steuern be-
freit.

Bildung von Bewertungseinheiten
Abweichend vom Einzelbewertungs- 
grundsatz können Bewertungseinhei- 
ten zwischen Vermögensgegenständen, 
Schulden, schwebenden Geschäften 
oder mit hoher Wahrscheinlichkeit vor-
gesehenen Transaktionen und Finanz- 
instrumenten zur Absicherung von Risi-
ken gebildet werden. Die Bildung von 
Bewertungseinheiten oder die kom-
pensatorische Betrachtung von Auf-
wendungen und Erträgen ist nur in dem 
Umfang und für den Zeitraum zulässig, 
in dem oder für den die gegenläufigen 
Wertänderungen oder Zahlungsströme 
sich tatsächlich ausgleichen.
	 Die Bildung von Bewertungsein- 
heiten ist zu dokumentieren. Die Wirk- 
samkeit der gebildeten Bewertungs-
einheiten ist zu überwachen. Die 
Dokumentation ist allerdings kein Tat-
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bestandsmerkmal, weshalb im An-
hang anzugeben ist, zur Absicherung 
welcher Risiken welche Bewertungs-
einheiten gebildet worden sind.

Anpassung der handelsrechtlichen 
Bewertung
Die handelsrechtliche Herstellungskos-
tenuntergrenze wird an die steuerliche 
angeglichen. Zu den aktivierungspflich-
tigen Herstellungskosten zählen die 
Material- und Fertigungseinzelkosten 
und die Sonderkosten der Fertigung 
sowie die Material- und Fertigungsge-
meinkosten und der Werteverzehr des 
Anlagevermögens, soweit er durch die 
Fertigung veranlasst ist. Außerdem 
können in die Herstellungskosten sol-
che Aufwendungen eingerechnet wer- 
den, die unabhängig von der Erzeug-
nismenge anfallen, soweit sie auf den 
Zeitraum der Herstellung entfallen. 
Dazu zählen die Kosten der allgemei- 
nen Verwaltung, Aufwendungen für so- 
ziale Einrichtungen des Betriebes sowie 
Aufwendungen für freiwillige soziale 
Leistungen und die betriebliche Alters- 
versorgung. Nicht angemessene Kos-
ten bleiben auch weiterhin unbeacht- 
lich. Weiterhin dürfen die Vertriebskosten 
nicht in die Herstellungskosten einbe- 
zogen werden. Die Aktivierung von 
Forschungskosten wird ausdrücklich aus- 
geschlossen. Die Neuregelung gilt für 
alle Herstellungsvorgänge, die in nach 
dem 31.12.2009 beginnenden Ge-
schäftsjahren begonnen wurden.
	 Die Wahlrechte,

außerplanmäßige Abschreibungen ��
bei nicht voraussichtlich dauerhafter 
Wertminderung vorzunehmen,

Vermögensgegenstände des Um-��
laufvermögens bei Wertschwankungen 
abzuschreiben,

Abschreibungen nach vernünftiger ��
kaufmännischer Beurteilung abzu-
schreiben und

Wertaufholungen vorzunehmen, wer-��  
den abgeschafft.

Kapitalgesellschaften

Anhebung der Schwellenwerte zur 
Einteilung der Kapitalgesellschaften
Das Handelsrecht enthält die Kriterien, 
nach denen Unternehmen in eine der 
drei Größenklassen – kleine, mittelgro-
ße und große Kapitalgesellschaft – ein-
gestuft werden. Die Differenzierung in 
Größenklassen ist von maßgebender 
Bedeutung für die Inanspruchnahme 
verschiedener Befreiungen und Erleich-
terungen bei der Rechnungslegung, 
insbesondere für die Prüfungspflicht, 
die erst bei mittelgroßen Unternehmen 
einsetzt, oder für die Möglichkeit klei-
ner Unternehmen, die Offenlegung der 
Gewinn- und Verlustrechnung nebst 
hierzu im Anhang enthaltener Angaben 
zu unterlassen.
	 Klein sind künftig Kapitalgesellschaf-
ten, deren Bilanzsumme nicht mehr als 
4.840.000 € (bisher 4.015.000 €), deren 
Umsatzerlöse nicht mehr als 9.680.000 € 
(bisher 8.030.000 €) betragen und die 
nicht mehr als 50 Arbeitnehmer im 
Jahresdurchschnitt beschäftigen.
	 Mittelgroß sind künftig Kapital-
gesellschaften, deren Bilanzsumme 
nicht mehr als 19.250.000 € (bisher 
16.060.000 €), deren Umsatzerlöse 
nicht mehr als 38.500.000 € (bisher 
32.120.000 €) betragen und die nicht 
mehr als 250 Arbeitnehmer im Jahres-
durchschnitt beschäftigen.

Anhangerleichterungen für mittel-
große Kapitalgesellschaften
Auch mittelgroßen Kapitalgesellschaf-
ten können Erleichterungen im Hinblick 
auf ihre Anhangangabeverpflichtungen 
eingeräumt werden. Die Erleichterun-
gen betreffen:

die Angabepflicht zu nicht in der Bi-��
lanz erscheinenden Geschäften

zu Geschäften mit nahe stehenden ��
Unternehmen oder Personen sowie

die Pflicht zur Aufschlüsselung des ��
Gesamthonorars des Abschlussprüfers.
	 Die Angaben zu nicht in der Bilanz 
erscheinenden Geschäften werden für 
mittelgroße Kapitalgesellschaften auf 
deren Art und Zweck beschränkt. Im 
Anhang braucht somit nicht über die 
finanziellen Auswirkungen der nicht in 

der Bilanz erscheinenden Geschäfte 
berichtet zu werden.
	 Korrespondierend zur Befreiung von 
der Aufschlüsselung des Gesamtho-
norars des Abschlussprüfers müssen 
mittelgroße Kapitalgesellschaften der 
Wirtschaftsprüferkammer die unterlas-
senen Angaben auf deren schriftliche 
Aufforderung übermitteln.
	 Geschäfte mit nahe stehenden Un-
ternehmen oder Personen brauchen 
mittelgroße Kapitalgesellschaften nur 
anzugeben, soweit sie eine Aktienge-
sellschaft sind. Auch dann müssen sie 
nur die Geschäfte angeben, die direkt 
oder indirekt mit dem Hauptgesell-
schafter oder Mitgliedern des Verwal-
tungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans 
abgeschlossen werden.

Anhangerleichterungen für kleine 
Kapitalgesellschaften
Kleine Kapitalgesellschaften brauchen 
weder Angaben zu den nicht in der Bi-
lanz erscheinenden Geschäften noch zu 
Geschäften mit nahe stehenden Un-
ternehmen oder Personen zu machen. 
Darüber hinaus werden sie von der Ver-
pflichtung zur Angabe des aufgeschlüs-
selten Gesamthonorars des Abschluss-
prüfers und zu Angaben hinsichtlich 
der Aktivierung selbst geschaffener 
immaterieller Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens befreit. Mit den 
Befreiungen wird der Tatsache Rech-
nung getragen, dass die Vor- und Nach-
teile der erweiterten Anhangangaben 
gerade aus der Sicht mittelständischer 
kleiner Kapitalgesellschaften in einem 
kritischen Verhältnis stehen können.


